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Kennzeichenscanning in Niedersachsen illegal?
Bürgerrechtler wenden sich mit Ihren Bedenken an den Innenminister

„Die derzeit gängige Praxis der Einsätze von Kennzeichenscannern entspricht in einigen Punkten nicht den vom 
Bundesverfassungsgericht gesteckten Rahmen und übersteigt auch die vom Gesetzestext definierten Grenzen in  
bedenklichem Maße.“ 

So lautet die Bewertung des Einsatzes von automatischen Kennzeichenlesegeräten der niedersächsischer Polizei durch 
den „AK Vorrat Hannover“, dem hannoverschen Ableger der Bürgerrechtsbewegung Arbeitskreises 
Vorratsdatenspeicherung,. 

Nun wendet sich die Gruppe in einem Offenen Brief mit zehn Fragen an Innenminister Uwe Schünemann.

In einem vorherigen Brief hatten die Aktivisten schon im November letzten Jahres kritische Fragen an das 
Innenministerium herangetragen, die allerdings erst vergangenen März und auch nur unter Druck der SPD-Fraktion 
beantwortet worden sind. Doch die  Antworten werfen neue Fragen und Bedenken über die Rechtmäßigkeit der 
Überwachungsmaßnahmen auf.

Am Beispiel der Polizeidirektion Hannover sei zu erkennen, wie unsinnig die Einsätze sind: Dort wurden bei den 
Einsätzen der Kennzeichenscanner in 2008 und 2009 insgesamt 431.200 Kfz-Kennzeichen überprüft, was aber nur zu 
77 „Treffern“ führte. Darunter waren alleine 75 geringfügige Versicherungs- und Steuerdelikte.

„Zwei Treffer bei insgesamt 196 Polizeieinsätzen! Eine Trefferquote von 0,0046 Promille! Und sogar diese beiden 
Delikte fallen nicht unter die Kategorie der Straftaten erheblicher Bedeutung, die im Gesetz als Bedingung für den 
Einsatz der Scanner genannt werden. Wir halten das für völlig überzogen und unverhältnismäßig!“, sagt Michael 
Ebeling vom AK Vorrat Hannover.

Weiterhin kritisieren die Datenschützer, dass alle Einsätze „verdeckt“ durchgeführt worden sind, obwohl dieses vom 
Bundesverfassungsgericht lediglich für den besonderen Ausnahmefall akzeptiert wurde.Und schließlich wird die 
mangelhafte bzw. gänzlich fehlende Erhebung der Daten zur Auswertung der Polizeieinsätze beklagt und um Änderung 
für die Zukunft gebeten.

Der Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung (AK Vorrat) ist ein deutschlandweiter Zusammenschluss von einfachen Bürgern und verschiedenen 
Bürgerrechts- und Datenschutzorganisationen. Der Ursprung des Arbeitskreises ist die gemeinsame Verfassungsbeschwerde gegen das Gesetz zur 
Vorratsdatenspeicherung, an der sich über 34.000 Bürger beteiligt haben. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 2. März 2010 der 
Klage stattgegeben und das Gesetz in der bestehenden Form als verfassungswidrig erklärt.  
In regionalen „Ortsgruppen“ engagieren sich die einzelnen Mitglieder darüber hinaus in weiteren  Aktivitäten rund um das Thema Datenschutz, 
Bürger- und Menschenrechte – meistens mit dann regionalem Bezug. 
Mehr über den AK Vorrat gibt es unter: http://www.vorratsdatenspeicherung.de
Nähere Informationen über die Ortsgruppe Hannover im AK Vorrat finden Sie unter: http://wiki.vorratsdatenspeicherung.de/Hannover

Materialien
Offener Brief:
http://wiki.vorratsdatenspeicherung.de/images/20100601_Offener_Brief_Schünemann.pdf
Parlamentsdrucksache DS 16/2386 mit der Beantwortung der Kleinen Anfrage der SPD-Fraktion, die im wesentlichen unsere Fragen aufgegriffen hat:
http://wiki.vorratsdatenspeicherung.de/images/Kennzeichenscanning_-_Antwort.pdf
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